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Abschnitt A: Grundlagen
§ 1 Name, Sitz und Tatigkeitsgebiet

(1

()

(3)
(4)
(5)

Die Piratenpartei Deutschland (PIRATEN) ist eine Partei im Sinne des Grundgesetzes der
Bundesrepublik Deutschland und des Parteiengesetzes. Sie vereinigt Piraten ohne Unterschied der
Staatsangehorigkeit, des Standes, der Herkunft, der ethnischen Zugehdérigkeit, des Geschlechts, der
sexuellen Orientierung und des Bekenntnisses, die beim Aufbau und Ausbau eines demokratischen
Rechtsstaates und einer modernen freiheitlichen Gesellschaftsordnung gepragt vom Geiste sozialer
Gerechtigkeit mitwirken wollen. Totalitare, diktatorische und faschistische Bestrebungen jeder Art
lehnt die Piratenpartei Deutschland entschieden ab.

Die Piratenpartei Deutschland fiihrt einen Namen und eine Kurzbezeichnung. Der Name lautet:
Piratenpartei Deutschland. Die offizielle Abkiirzung des Parteinamens lautet: PIRATEN.
Landesverbdnde fiihren den Namen Piratenpartei Deutschland verbunden mit dem Namen des
jeweiligen Bundeslandes.

Der Sitz der Partei ist Berlin.
Das Tatigkeitsgebiet der Piratenpartei Deutschland ist die Bundesrepublik Deutschland.

Die in der Piratenpartei Deutschland organisierten Mitglieder werden geschlechtsneutral als Piraten
bezeichnet.

§ 2 Mitgliedschaft

(1

(2)

(3)

Mitglied der Piratenpartei Deutschland kann jeder Deutsche im Sinne des Grundgesetzes und jede
Person mit Wohnsitz in Deutschland werden, die das 16. Lebensjahr vollendet hat und die Grundsétze
sowie die Satzung der Piratenpartei Deutschland anerkennt.

Uber die Aufnahme entscheidet der Vorstand der zustindigen Gliederung, so lange die Satzung der
Gliederung nichts anderes bestimmt. Aufnahmeantrage von ehemaligen Piraten, die rechtswirksam
aus der Partei ausgeschlossen wurden, oder die wahrend eines gegen sie gerichteten
Parteiausschlussverfahrens die Partei verlassen haben, sowie Aufnahmeantrdge von Personen von
denen ein friherer Aufnahmeantrag abgelehnt wurde, missen zusatzlich vom Bundesvorstand
genehmigt werden. Der Bundesvorstand soll dabei die zustdndige Gliederung anhdéren. Die
Mitgliedschaft beginnt nach Annahme des Aufnahmeantrages mit der Entrichtung des ersten
Mitgliedsbeitrages.

Die gleichzeitige Mitgliedschaft in der Piratenpartei Deutschland und bei einer anderen (mit ihrim
Wettbewerb stehenden) Partei oder Wahlergruppe ist nicht ausgeschlossen. Die Mitgliedschaft in
einer Organisation oder Vereinigung, deren Zielsetzung den Zielen der Piratenpartei Deutschland
widerspricht, ist nicht zul3ssig.
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§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

(M

(2)

Die Mitgliedschaft in der Piratenpartei Deutschland wird auf Grundlage dieser Satzung erworben. Die
Mitgliedschaft wird zundchst unmittelbar bei der Bundespartei erworben. Nach der Griindung
niederer Gliederungen wird

1. die Mitgliedschaft bei der niedrigsten Parteigliederung erworben, die den nach Abs. 3 Satz 2
bestimmten Wohnort umfasst.
2. jeder Pirat entsprechend seinem angezeigten Wohnsitz automatisch Mitglied dieser Gliederung.

Uber die Aufnahme entscheidet der Vorstand der zustindigen Gliederung, so lange die Satzung der
Gliederung nichts anderes bestimmt. Die Ablehnung des Aufnahmeantrags muss dem/der Bewerberin
gegeniiber schriftlich begriindet werden. Die Mitgliedschaft beginnt nach Annahme des
Aufnahmeantrages mit der Entrichtung des ersten Mitgliedsbeitrages.

(2a) Jeder Pirat gehort grundsatzlich der Parteigliederung an, in dessen Zustandigkeitsgebiet er seinen

Wohnsitz hat. Bei nachvollziehbaren Griinden, die den Organisationsinteressen nicht entgegen
stehen, kann der Pirat die Zugehdérigkeit in einer Parteigliederung seiner Wahl frei bestimmen. Der
Antrag zur Aufnahme in eine andere Gliederung erfolgt in Schriftform und wird von der
nachsthoheren Gliederung entschieden. Ein ablehnender Bescheid muss in Schriftform begrindet
werden und kann im Einspruchsverfahren zur letzten Entscheidung dem Schiedsgericht vorgelegt
werden.

(2b) Mit der Aufnahme in eine andere Gliederung verliert der Pirat das aktive und passive Wahlrecht in der

(3)

(4)

(5)
(6)

alten Gliederung. Eventuell bekleidete Posten miissen freigegeben werden. Doppelmitgliedschaften
sind unzulassig.

Die Aufnahme setzt voraus, dass der/die Bewerberin im Bereich der aufnehmenden Gliederung einen
Wohnsitz hat und nicht schon Pirat ist. Hat ein Pirat mehrere Wohnsitze, bestimmt er selbst, wo er
Pirat ist.

Bei einem Wohnsitzwechsel in das Gebiet einer anderen Gliederung geht die Mitgliedschaft Gber. Der
Pirat hat den Wohnsitzwechsel unverziiglich der dem alten Wohnsitz zustandigen niedrigsten
Gliederung anzuzeigen.

Uber Aufnahmeantrige von Deutschen, die ihren Wohnsitz auBerhalb Deutschlands haben,
entscheidet der Bundesvorstand.

Jeder Pirat erhalt einen Mitgliedsausweis.
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§ 4 Rechte und Pflichten der Piraten

(M

()

(3)
(4)

(5)

Jeder Pirat hat das Recht und die Pflicht, im Rahmen dieser Satzung und der Satzung seines
Landesverbandes die Zwecke der Piratenpartei Deutschland zu férdern und sich an der politischen
und organisatorischen Arbeit der Piratenpartei Deutschland zu beteiligen. Jeder Pirat hat das Recht
an der politischen Willensbildung, an Wahlen und Abstimmungen im Rahmen der Satzung
teilzunehmen. Ein Pirat kann nur in den Vorstand eines Gebietsverbandes gewahlt werden dessen
Mitglied er ist (Passives Wahlrecht). Eine Amterkumulation ist nur in den Fallen zuldssig, in denen die
Mitgliederversammlung der Gliederung dies fiir den konkreten Einzelfall explizit beschlief3t.

Interna kénnen per mehrheitlichem Beschluss als Verschlusssache deklariert werden. Uber
Verschlusssachen ist Verschwiegenheit zu wahren. Verschlusssachen kénnen per mehrheitlichem
Beschluss von diesem Status befreit werden.

Alle Piraten haben gleiches Stimmrecht.

Die Ausiibung des Stimmrechts ist nur méglich, wenn der Pirat Mitglied des Gebietsverbandes ist,
seinen ersten Mitgliedsbeitrag nach Eintritt geleistet hat, sowie mit seinen Mitgliedsbeitrdgen nicht
mehr als drei Monate im Rickstand ist. Auf Parteitagen ist die Ausiibung des Stimmrechts nur
moglich, wenn alle Mitgliedsbeitrage entrichtet wurden.

Jeder Pirat ist jederzeit zum sofortigen Austritt aus der Partei berechtigt (Textform erforderlich).
Bereits bezahlte Beitrdge werden nicht zuriickerstattet.

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft

(1)

(2)

Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt, Streichung, Verlust oder Aberkennung der Wahlbarkeit
oder des Wahlrechts, Aufgabe des Wohnsitzes in Deutschland bei Auslandern oder dem Ausschluss
aus der Partei.

Bei Beendigung der Mitgliedschaft ist der Mitgliedsausweis zuriickzugeben. Ein Anspruch auf
Rickzahlung von Beitrdgen besteht nicht.
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§ 6 Ordnungsmallnahmen

(M

(2)

(3)
(4)
(5)
(6)

(7)
(8)

Verst6Rt ein Pirat gegen die Satzung oder gegen Grundsdtze oder Ordnung der Piratenpartei
Deutschland und fligt ihr damit Schaden zu, so kann der Bundesvorstand folgende
Ordnungsmalinahmen anordnen: Verwarnung, Verweis, Enthebung von einem Parteiamt,
Aberkennung der Fahigkeit ein Parteiamt zu bekleiden, Ausschluss aus der Piratenpartei Deutschland.
Der Vorstand muss dem Mitglied vor dem Beschluss der OrdnungsmaRnahme eine Anhérung
gewahren. Der Beschluss ist dem Mitglied in Schriftform unter Angabe von Griinden zu {iberstellen.

Ein Pirat kann nur dann ausgeschlossen werden, wenn er vorsatzlich gegen die Satzung oder erheblich
gegen die Grundséatze oder die Ordnung der Piratenpartei Deutschland verst6t und ihr damit
schweren Schaden zufiigt. Der Ausschluss wird vom Bundesvorstand beim zustandigen Schiedsgericht
beantragt. In dringenden und schwerwiegenden Fallen, die sofortiges Eingreifen erfordern, kann der
Vorstand das Mitglied von der Ausiibung seiner Rechte bis zur Entscheidung des Schiedsgerichts
ausschliel3en.

Untergliederungen kénnen in ihren Satzungen eigene Regelungen zu OrdnungsmaRnahmen treffen.
Auch Ordnungsmalinahmen einer Untergliederung wirken fiir die Gesamtpartei.

Die Mitgliedschaft ruht im Falle eines Ausschlusses bis zum Abschluss eines méglichen
Berufungsverfahrens.

Die parlamentarischen Gruppen der Piratenpartei Deutschland sind gehalten, einen rechtskraftig
ausgeschlossenen oder einen ausgetretenen Piraten aus ihrer Gruppe auszuschliel3en.

VerstoRt ein Gebietsverband schwerwiegend gegen die Grundséatze oder die Ordnung der
Piratenpartei Deutschland sind folgende Ordnungsmalinahmen gegen nachgeordnete
Gebietsverbande sind méglich: Auflésung, Ausschluss, Amtsenthebung des Vorstandes
nachgeordneter Gebietsverbande. Als schwerwiegender VerstoR gegen die Ordnung und die
Grundsétze der Partei ist es zu werten, wenn die Gebietsverbdande die Bestimmungen der Satzung
beharrlich missachten, Beschlisse (ibergeordneter Parteiorgane nicht durchfithren oderin
wesentlichen Fragen gegen die politische Zielsetzung der Partei handeln. Die OrdnungsmaflRnahmen
werden vom Vorstand eines hoheren Gebietsverbandes getroffen. Die Mitgliederversammlung des
die Ordnungsmalnahme treffenden Gebietsverbandes hat die OrdnungsmalRnahme am nachsten
Parteitag mit einfacher Mehrheit zu bestatigen, ansonsten tritt die Malinahme aufer Kraft. Gegen die
Ordnungsmalinahme ist die Anrufung des nach der Schiedsgerichtsordnung zustandigen
Schiedsgerichtes zuzulassen.

Uber die OrdnungsmaRnahmen i.S.d. § 6 Absatz 6 entscheidet der Bundesparteitag auf Antrag des
Bundesvorstandes mit einfacher Mehrheit.

Das Schiedsgericht kann statt der verhangten oder beantragten auch eine mildere
Ordnungsmafnahme aussprechen.
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§ 7 Gliederung

(M

(2)

(3)

Die Piratenpartei Deutschland gliedert sich in Landesverbande. Die Landesverbande kénnen nach
ihren ortlichen Bediirfnissen Untergliederungen schaffen. Innerhalb der staatsrechtlichen Grenzen
eines Landes gibt es nur einen Landesverband.

Die weitere Untergliederung der Landesverbdnde erfolgt in Orts-, Kreis- und Bezirksverbdnde, die
deckungsgleich mit den politischen Grenzen der Regierungsbezirke, Kreise, kreisfreien Stadte und
Gemeinden sind.

Gebietsverbande und Auslandsgruppen sollen sich nicht wirtschaftlich betatigen, ausgenommen
hiervon sind der Bundesverband und die Landesverbande.

§ 8 Bundespartei und Landesverbande

(1)

(2)

Die Landesverbande sind verpflichtet, alles zu tun, um die Einheit der Piratenpartei Deutschland zu
sichern, sowie alles zu unterlassen, was sich gegen die Grundsétze, die Ordnung oder das Ansehen der
Piratenpartei Deutschland richtet. Sie haben auch ihre Organe zu einer gleichen Verhaltensweise
anzuhalten.

Verletzen Landesverbande, ihnen nachgeordnete Gebietsverbande oder Organe diese Pflichten, ist
der Bundesvorstand berechtigt und verpflichtet, die Landesverbande zur Einhaltung dieser Pflichten
aufzufordern.

§ 9 Organe der Bundespartei

(M
()

Organe sind der Vorstand, der Bundesparteitag, das Bundesschiedsgericht und die
Grindungsversammlung.

Die Griindungsversammlung tagt nur einmal, und zwar am 10.09.2006.
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§ 9a Der Bundesvorstand

(M

()
(3)

(4)

(5)
(6)
(7)

(8)
(9)

Der Bundesvorstand besteht aus dem Vorsitzenden und dessen Stellvertreter, dem politischen
Geschaftsfihrer und optional dessen Stellvertreter, dem Schatzmeister und optional dessen
Stellvertreter, und dem Generalsekretar und dessen erstem, und optional zweitem Stellvertreter. Die
Vorsitzenden und politischen Geschaftsfiihrer sind fir die politische Leitung und politische
AuBenvertretung, die Schatzmeister fiir die Finanzangelegenheiten, und die Generalsekretére fir die
innerparteiliche Organisation und Verwaltung zustdndig. Scheidet ein Amtstrager aus dem Vorstand
aus, Ubernimmt dessen Stellvertreter sein Amt.

Der Bundesvorstand vertritt die Piratenpartei Deutschland nach innen und auf3en. Er fiihrt die
Geschafte auf Grundlage der Beschliisse der Parteiorgane.

Die Mitglieder des Bundesvorstands werden vom Bundesparteitag mindestens einmal im Kalenderjahr
gewahlt. Der Bundesvorstand bleibt bis zur Wahl eines neuen Bundesvorstands im Amt. Ist ein
Vorstandsamt durch Ricktritt oder eine geheim abzustimmende Abwahl unbesetzt, so kann dieses
vom Bundesparteitag durch Nachwahl neu besetzt werden. Die Amtszeit eines nachgewdhlten
Vorstandsmitgliedes endet spdtestens mit der Neuwahl des Vorstandes.

Der Bundesvorstand tritt mindestens zweimal jahrlich zusammen. Er wird vom Bundesvorsitzenden
oder bei dessen Verhinderung von einem seiner Stellvertreter schriftlich mit einer Frist von zwei
Wochen unter Angabe der Tagesordnung und des Tagungsortes einberufen. Bei auBerordentlichen
Anlassen kann die Einberufung auch kurzfristiger erfolgen.

Auf Antrag eines Zehntels der Piraten kann der Bundesvorstand zum Zusammentritt aufgefordert und
mit aktuellen Fragestellungen befasst werden.

Der Bundesvorstand beschlieRt (iber alle organisatorischen und politischen Fragen im Sinne der
Beschliisse des Bundesparteitages bzw. der Griindungsversammlung.

Der Bundesvorstand gibt sich eine Geschaftsordnung und veroffentlicht diese angemessen. Sie
umfasst u.a. Regelungen zu:

Verwaltung der Mitgliederdaten und deren Zugriff und Sicherung

Aufgaben und Kompetenzen der Vorstandsmitglieder

Dokumentation der Sitzungen

virtuellen oder fernmiindlichen Vorstandssitzungen

Form und Umfang des Tatigkeitsberichts

Beurkundung von Beschliissen des Vorstandes

Die genaue Amtsbezeichnung der weiteren Mitglieder nach (1)

Die Fihrung der Bundesgeschaftsstelle wird durch den Vorstand beauftragt und beaufsichtigt.

Der Bundesvorstand liefert zum Parteitag einen schriftlichen Tatigkeitsbericht ab. Dieser Umfasst alle
Tatigkeitsgebiete der Vorstandsmitglieder, wobei diese in Eigenverantwortung des Einzelnen erstellt
werden. Wird der Vorstand insgesamt oder ein Vorstandsmitglied nicht entlastet, so kann der
Bundesparteitag oder der neue Vorstand gegen ihn Anspriiche geltend machen. Tritt ein
Vorstandsmitglied zuriick, hat dieser unverziiglich einen Tatigkeitsbericht zu erstellen und dem
Vorstand zuzuleiten.

) N A W

(10) Tritt ein Vorstandsmitglied zuriick bzw. kann dieses seinen Aufgaben nicht mehr nachkommen, so

geht seine Kompetenz wenn méglich auf ein anderes Vorstandsmitglied iber. Der Bundesvorstand
gilt als nicht handlungsfdhig, wenn

1. der Vorstand hochstens vier handlungsfahige Mitglieder besitzt.
2. der Vorstand sich selbst fir handlungsunfahig erklart.

In einem solchen Fall ist unverziiglich eine auRerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen
und vom restlichen Bundesvorstand zur Weiterfiihrung der Geschéafte eine kommissarische
Vertretung zu ernennen. Diese endet mit der Neuwahl des gesamten Vorstandes.

(11) Tritt der gesamte Vorstand geschlossen zuriick oder kann seinen Aufgaben nicht mehr nachkommen,

so fiihrt der dienstalteste Landesverbandsvorstand kommissarisch die Geschéafte bis ein von ihm
einberufener auBerordentlicher Parteitag schnellstmdglich stattgefunden und einen neuen
Bundesvorstand gewahlt hat.



BUNDESSATZUNG DER PIRATEN

§ 9b Der Bundesparteitag

(M
(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

(9)

Der Bundesparteitag ist die Mitgliederversammlung auf Bundesebene.

Der Bundesparteitag tagt mindestens einmal jahrlich. Die Einberufung erfolgt aufgrund
Vorstandsbeschluss oder wenn ein Zehntel der Piraten es beantragen. Der Vorstand ladt jedes
Mitglied per Textform (vorranging per E-Mail, nachrangig per Brief) mindestens 6 Wochen vorher ein.
Die Einladung hat Angaben zum Tagungsort, Tagungsbeginn, vorldufiger Tagesordnung und der
Angabe, wo weitere, aktuelle Veréffentlichungen gemacht werden, zu enthalten. Spatestens 2
Wochen vor dem Parteitag sind die Tagesordnung in aktueller Fassung, die geplante Tagungsdauer
und alle bis dahin dem Vorstand eingereichten Antrage im Wortlaut zu veroffentlichen.

Ist der Bundesvorstand handlungsunfahig, kann ein auBerordentlicher Bundesparteitag einberufen
werden. Dies geschieht schriftlich mit einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung
und des Tagungsortes. Er dient ausschlieRlich der Wahl eines neuen Vorstandes.

Der Bundesparteitag nimmt den Tatigkeitsbericht des Bundesvorstandes entgegen und entscheidet
daraufhin Uber seine Entlastung.

Der Bundesparteitag beschlieRt Gber die Schiedsgerichtsordnung und die Finanzordnung, die Teil
dieser Satzung sind.

Uber den Parteitag, die Beschliisse und Wahlen wird ein Ergebnisprotokoll gefertigt, das von der
Protokollfiihrung, der Versammlungsleitung und dem neu gewdhlten Vorsitzenden oder dem
stellvertretenden Vorsitzenden unterschrieben wird. Das Wahlprotokoll wird durch den Wahlleiter
und mindestens zwei Wahlhelfer unterschrieben und dem Protokoll beigefiigt.

Der Bundesparteitag wahlt zwei Rechnungspriifer, die den finanziellen Teil des Tatigkeitsberichtes
des Vorstandes vor der Beschlussfassung Gber ihn priifen. Das Ergebnis der Priifung wird dem
Parteitag verkiindet und zu Protokoll genommen. Danach sind die Rechnungspriifer aus ihrer Funktion
entlassen.

Der Bundesparteitag wahlt mindestens zwei Kassenprifer. Diesen obliegen die Vorpriifung des
finanziellen Tatigkeitsberichtes fiir den folgenden Bundesparteitag und die Vorpriifung, ob die
Finanzordnung und das PartG eingehalten wird. Sie haben das Recht, kurzfristig Einsicht in alle
finanzrelevanten Unterlagen zu verlangen, die ihnen dann vollstdndig zu Gbergeben sind. Sie sind
angehalten, etwa zwei Wochen vor dem Bundesparteitag die letzte Vorpriifung der Finanzen
durchzufihren. Die Amtszeit der Kassenpriifer ist deckungsgleich mit der Amtszeit der Mitglieder des
Bundesvorstandes.

Die Entscheidungen des Bundesparteitags werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen giiltigen
Stimmen beschlossen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen
werden als unglltige Stimmen gewertet.
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§ 10 Bewerberaufstellung fiir die Wahlen zu Volksvertretungen

(1) Fur die Aufstellung der Bewerber fir Wahlen zu Volksvertretungen gelten die Bestimmungen der
Wahlgesetze und der Satzungen der Bundespartei und der zustdndigen Gebietsverbande.

(2) Landeslistenbewerber sollen ihren Wohnsitz im entsprechenden Bundesland haben, Kreisbewerber im
entsprechenden Wahlkreis.

§ 11 Zulassung von Gasten

(1) Der Bundesparteitag, der Bundesvorstand und die Griindungsversammlung kénnen durch Beschluss
Gaste zulassen.

(2) Ein Stimmrecht haben die Gaste nicht.

§ 12 Satzungs- und Programmanderung

(1) Anderungen der Bundessatzung kénnen nur von einem Bundesparteitag mit einer 2/3 Mehrheit der
abgegebenen giiltigen Stimmen beschlossen werden. Besteht das dringende Erfordernis einer
Satzungsadnderung zwischen zwei Parteitagen, so kann die Satzung auch gedndert werden, wenn
mindestens 2/3 der Piraten sich mit dem Antrag/den Antrigen auf Anderung schriftlich einverstanden
erkldren.

(2) Uber einen Antrag auf Satzungsinderung auf einem Bundesparteitag kann nur abgestimmt werden,
wenn er mindestens vier Wochen vor Beginn des Bundesparteitages beim Bundesvorstand
eingegangen ist und dies im Wortlaut von fiinf Piraten beantragt wurde.

(3) Die Regelungen aus Absatz 1 und 2 gelten ebenso fiir eine Anderung des Programms der
Piratenpartei Deutschland.

§ 13 Auflésung und Verschmelzung

(1) Die Auflésung der Bundespartei oder ihre Verschmelzung mit einer anderen Partei kann nur durch
einen Beschluss des Bundesparteitages mit einer Mehrheit von 3/4 der zum Bundesparteitag
Stimmberechtigten beschlossen werden.

(2) Die Auflésung eines Landesverbandes kann durch einen Beschluss des Bundesparteitages mit einer
Mehrheit von 3/4 der zum Bundesparteitag Stimmberechtigten beschlossen werden.

(3) Ein Beschluss Giber Auflosung oder Verschmelzung muss durch eine Urabstimmung unter den Piraten
bestdtigt werden. Die Piraten duRern ihren Willen im Zusammenhang mit der Urabstimmung
schriftlich.

(4) Uber einen Antrag auf Auflésung oder Verschmelzung kann nur abgestimmt werden, wenn er
mindestens vier Wochen vor Beginn des Bundesparteitages beim Bundesvorstand eingegangen ist.

(5) Die Landesverbande haben eine Bestimmung in ihrer Satzung aufzunehmen, wonach Beschlisse Gber
ihre Auflésung oder Verschmelzung zur Rechtskraft der Zustimmung eines Bundesparteitages
bediirfen.
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§ 14 Verbindlichkeit dieser Bundessatzung

Die Satzungen der Landesverbande und ihrer Untergliederungen miissen mit den grundsatzlichen
Regelungen dieser Satzung ibereinstimmen.

§ 15 Parteiamter

1

(2)

(3)

Die nicht beruflich ausgelibten Funktionen und Tatigkeiten in der Piratenpartei Deutschland und
seiner Untergliederungen sind Ehrendmter. Eine Vergltung soll nur in begriindeten Ausnahmefallen
erfolgen und bedarf eines Vorstandsbeschlusses.

Notwendige Kosten und Auslagen, die einem Amtstrager, einem Beauftragten oder einem Bewerber
bei 6ffentlichen Wahlen, durch Ausiibung des Amtes, des Auftrages oder der Kandidatur erwachsen,
werden auf Antrag und nach Vorlage der notwendigen Nachweise erstattet. Durch
Vorstandsbeschluss kann eine pauschale Aufwandsvergiitung festgesetzt werden.

Hohe und Umfang der Erstattungen werden vom Bundesvorstand und von den Landesverbdnden fir
ihren jeweiligen Zustdndigkeitsbereich einheitlich geregelt. Abweichende Regelungen der
nachgeordneten Gliederungen diirfen die Regelungen des Landesverbandes nicht Gberschreiten.

§ 16 Basisentscheid und Basisbefragung

(1

()

(3)

(4)

(5)

(6)

Die Mitglieder fassen in einem Basisentscheid einen Beschluss, der einem des Bundesparteitags
gleichsteht. Ein Beschluss zu Sachverhalten, die dem Bundesparteitag vorbehalten sind oder eindeutig
dem Parteiprogramm widersprechen, gilt als Basisbefragung mit lediglich empfehlenden Charakter.
Urabstimmungen gemaR §6 (2) Nr.11 PartG werden in Form eines Basisentscheids durchgefihrt, zu
dem alle stimmberechtigten Mitglieder in Textform eingeladen werden. Die nachfolgenden
Bestimmungen flr Antrage bzw. Abstimmungen gelten sinngemaR auch fiir Personen bzw. Wahlen.

Teilnahmeberechtigt sind alle persénlich identifizierten, am Tag der Teilnahme stimmberechtigten
Mitglieder gemaR §4(4), die mit ihren Mitgliedsbeitrdgen nicht im Riickstand sind. Um fiir Quoren und
Abstimmungen beriicksichtigt zu werden, missen sich die teilnahmeberechtigten Mitglieder zur
Teilnahme anmelden.

Uber einen Antrag wird nur abgestimmt, wenn er innerhalb eines Zeitraums ein Quorum von
Teilnehmern als Unterstiitzer erreicht oder vom Bundesparteitag eingebracht wird. Der
Bundesvorstand darf organisatorische Antrége einbringen. Konkurrierende Antrége zu einem
Sachverhalt kdnnen rechtzeitig vor der Abstimmung eingebracht und fiir eine Abstimmung gebindelt
werden. Eine erneute Abstimmung Gber den gleichen oder einen sehr dhnlichen Antrag ist erst nach
Ablauf einer Frist zuldssig, es sei denn die Umstinde haben sich seither malRgeblich gedndert. Uber
bereits erfiillte, unerfiillbare oder zuriickgezogene Antrage wird nicht abgestimmt. Der
Bundesparteitag soll die bisher nicht abgestimmten Antrdge behandeln.

Vor einer Abstimmung werden die Antrdge angemessen vorgestellt und zu deren Inhalt eine fiir alle
Teilnehmer zugangliche Debatte geférdert. Die Teilnahme an der Debatte und Abstimmung muss Ffiir
die Mitglieder zumutbar und barrierefrei sein. Antrége werden nach gleichen Mal3stdben behandelt.
Mitglieder bzw. Teilnehmer werden rechtzeitig iber mégliche Abstimmungstermine bzw. die
Abstimmungen in Textform informiert.

Die Teilnehmer haben gleiches Stimmrecht, das sie selbststandig und frei innerhalb des
Abstimmungszeitraums ausiiben. Abstimmungen aufBerhalb des Parteitags erfolgen entweder
pseudonymisiert oder geheim. Bei pseudonymisierter Abstimmung kann jeder Teilnehmer die
unverfalschte Erfassung seiner eigenen Stimme im Ergebnis tGberpriifen und nachweisen. Bei
personellen Sachverhalten oder auf Antrag einer Minderheit muss die Abstimmung geheim erfolgen.
In einer geheimen Abstimmung sind die einzelnen Schritte fiir jeden Teilnehmer ohne besondere
Sachkenntnisse nachvollziehbar und die Stimmabgabe erfolgt nicht elektronisch. Die Manipulation
einer Abstimmung oder die Veréffentlichung von Teilergebnissen vor Abstimmungsende sind ein
schwerer Verstol3 gegen die Ordnung der Partei.

Das Nahere regelt die Entscheidsordnung, welche durch den Bundesparteitag beschlossen wird und
auch per Basisentscheid gedndert werden kann.
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Abschnitt B: Finanzordnung
§ 1 Zustandigkeit

Dem Schatzmeister obliegen die Verwaltung der Finanzen und die Fihrung der Bicher.

A. RECHENSCHAFTSBERICHT
§ 2 Rechenschaftsbericht Bundesverband

Der Bundesschatzmeister sorgt fiir die fristgerechte Vorlage des Rechenschaftsberichts gemaR dem
sechsten Abschnitt des Parteiengesetzes bei dem Prasidenten des Deutschen Bundestages. Zu
diesem Zweck legen die Schatzmeister der Landesverbande ihm bis spatestens zum 31. Mai eines
jeden Jahres die Rechenschaftsberichte der Landerverbande vor.

§ 3 Rechenschaftsbericht Landesverband

Die Untergliederungen legen ihren Landesverbanden jahrlich bis zum 31. Marz Rechenschaft Gber ihr
Vermogen, ihre Einnahmen und ihre Ausgaben nach Malgabe der Bestimmungen des § 24
Parteiengesetz ab.

§ 4 Durchgriffsrecht

Der Schatzmeister kontrolliert die ordnungsgemaf3e Buchfiihrung seiner unmittelbaren Gliederungen.

Er hat das Recht auch in deren Gliederungen die ordnungsgemdRe Buchfiihrung zu kontrollieren und
gewahrleistet damit, dass jederzeit die zur Erstellung des Priifvermerks fiir den Rechenschaftsbericht
nach § 29 Abs.3 Parteiengesetz vorgeschriebenen Stichproben maoglich sind. Ist die rechtzeitige
Abgabe des Rechenschaftsberichtes gemaR Parteiengesetz auf Bundesebene gefdhrdet, so hat der
jeweils hohere Gebietsverband das Recht und die Pflicht durch geeignete MaRnahmen die
ordnungsgemalle Buchfiihrung seiner Gliederungen zu gewahrleisten.
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B. MITGLIEDSBEITRAG
§ 5 Hohe Mitgliedsbeitrag

(M
(2)

(3)

(4)
(5)

(6)

Der Mitgliedsbeitrag betragt 48 Euro pro Kalenderjahr und ist am 01.01. eines jeden Jahres fallig.

Bei Eintritt im Laufe eines Jahres ist der anteilige Jahresmitgliedsbeitrag pro Monat zu berechnen.
Die Berechnung erfolgt monatsgenau, beginnend mit dem Monat in dem der Eintritt stattfindet.

Die Piratenpartei empfiehlt ihren Mitgliedern zusatzlich zum festgelegten Mitgliedsbeitrag einen
freiwilligen Mitgliedsbeitrag in Hohe von 1% ihres Jahresnettoeinkommens.

Der Mitgliedsbeitrag ist an die fir das Mitglied zustédndige Gliederung zu entrichten.

Uber Beitragsminderungen bei finanziellen Harten entscheidet die fiir das Mitglied zustindige
Gliederung, sofern die Landessatzung nichts Gegenteiliges regelt.

Der Finanzrat erarbeitet Anderungsvorschldge zur Hohe des Mitgliedsbeitrages.

§ 6 Aufteilung Mitgliedsbeitrag

(1
(2)

(3)

(4)

Der Mitgliedsbeitrag ist vom zustdandigen Landesverband aufzuteilen. 40% des Beitrages erhdlt der
Bundesverband.

Ist in der Satzung des Landesverbandes keine anderslautende Verteilungsregelung getroffen, gilt
folgender Verteilungsschliissel des Mitgliedbeitrages: Der Landesverband erhalt 20%. Der fir das
Mitglied zustdndige Bezirksverband erhalt 10%. Der fiir das Mitglied zustdandige Kreisverband erhalt
10%. Der fir das Mitglied zustdandige Ortsverband erhalt 20%.

Sollte im Falle einer Aufteilung nach § 6 Abs. (2) kein fiir das Mitglied zustédndiger Ortsverband
und/oder Kreisverband und/oder Bezirksverband existieren, fallt der ihm zustehende Anteil an die
nachsthohere Gliederung.

Der Finanzrat erarbeitet Anderungsvorschldge zur Verteilung des Mitgliedsbeitrages.

§ 7 Verzug

(1
()

(3)
(4)

Ein Mitglied befindet sich im Verzug, wenn der Mitgliedsbeitrag nicht zur Falligkeit entrichtet wurde.

Ein Mitglied, das sich mit seinem Beitrag um mehr als 12 Monate im Verzug befindet, kann aus der
Mitgliederdatenbank gestrichen werden und verliert dadurch seine Mitgliedschaft in allen
Gliederungen der Piratenpartei. Vor der Streichung ist das Mitglied mindestens zweimal zu mahnen.
Zwischen den Mahnungen muss ein Abstand von mindestens 30 Tagen liegen.

Zustandig fir die Streichungen ist der Bundesverband.

Die Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen. Gegen die Streichung ist Widerspruch beim zustdndigen
Schiedsgericht zul3ssig.

§ 8 Beitragsabfiihrung

Der dem Bund zustehende Beitragsanteil der eingehenden Mitgliedsbeitrage ist pro Quartal
abzufihren.

§ 9 Weiterfiihrende Regelungen

Das Ndhere regeln die Gliederungen in eigener Zustandigkeit.
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C. SPENDEN
§ 10 Vereinnahmung

(1) Bundesebene, Landesverbande und weitere Teilgliederungen sind berechtigt, Spenden anzunehmen.
Ausgenommen sind Spenden, die im Sinne von § 25 Parteiengesetz unzuldssig sind. Kénnen
unzuldssige Spenden nicht zuriickgegeben werden, sind diese (iber die Landesverbdnde und die
Bundesebene unverziiglich an den Prasidenten des Deutschen Bundestages weiterzuleiten.

(2) Erbschaften und Vermachtnisse werden ohne Begrenzung angenommen.

§ 11 Veroffentlichung

(1) Spenden an einen oder mehrere Gebietsverbande, deren Gesamtwert 10.000 Euro pro Jahr
Ubersteigt, sind im 6ffentlich zuganglichen Rechenschaftsbericht des Gebietsverbandes, der sie
vereinnahmt hat, unter Angabe des Namens und der Anschrift des Spenders bzw. der Spenderin zu
verzeichnen.

(2) Alle Einzelspenden {iber 1000 € werden unverziiglich unter Angabe von Spendernamen, Summe und
ggf. Verwendungszweck verdffentlicht.

§ 12 Strafvorschrift

Hat ein Gebietsverband unzuldssige Spenden vereinnahmt, ohne sie gemafl Nr. 10 an den Prasidenten
des Deutschen Bundestages weiterzuleiten, oder erlangte Spenden nach Nr. 11 nicht im
Rechenschaftsbericht veréffentlicht, so verliert er gemaR § 31a Parteiengesetz den ihm nach der
jeweiligen Beschlusslage zustehenden Anspruch auf staatliche Teilfinanzierung in Héhe des
Zweifachen der rechtswidrig erlangten oder nicht veréffentlichten Spenden.

§ 13 Spendenbescheinigung

Spendenbescheinigungen werden von der vereinnahmenden Gliederung ausgestellt.

§ 14 Aufteilung

Jeder Gliederung stehen die bei ihr eingegangenen Spenden ungeteilt zu, sofern eine Zweckbindung
nichts anderes vorschreibt.
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D. STAATLICHE TEILFINANZIERUNG
§ 15 staatliche Teilfinanzierung

(M
(2)
(3)

(4)
(5)
(6)

Der Bundesschatzmeister beantragt jahrlich zum 31. Januar fiir die Bundesebene und die
Landesverbande die Auszahlung der staatlichen Mittel.

Der Bundesschatzmeister fiihrt jahrlich bis spatestens zum 31. Marz den innerparteilichen
Finanzausgleich durch.

Landesverbdnde, deren Festsetzungsbetrage nach § 19a (6) PartG fiir das Anspruchsjahr die
Eigeneinnahmen nach § 24 (4) Nr. 1 bis 7 PartG des entsprechenden Rechenschaftsjahres Gbersteigen,
zahlen diesen Differenzbetrag zu 100% in den innerparteilichen Finanzausgleich. Ein Landesverband
kann durch begriindeten Beschluss bis zum 30. November des Anspruchsjahres den einzuzahlenden
Anteil an diesem Differenzbetrag erhohen oder verringern, aber nicht auf unter 80% senken.

Der Bundesverband beteiligt sich am innerparteilichen Finanzausgleich mit dem vollstédndigen
Bundesanteil des Festsetzungsbetrages nach § 19a (6) PartG fiir das Anspruchsjahr.

Der Bundesverband erhalt aus dem innerparteilichen Finanzausgleich 15% des Festsetzungsbetrages
fir die Gesamtpartei.

Die, nach der Verteilung aus Absatz 5, verbliebenen Mittel des innerparteilichen Finanzausgleichs
werden ausschlieBlich an die nicht einzahlenden Landesverbande verteilt. Hierfir wird zundchst der
Betrag zu 50% in gleichen Teilen allen 16 Landesverbanden zugerechnet. Weitere 25% werden an alle
Landesverbdnde anteilig nach der Fliche der Bundesldnder und die restlichen 25% anteilig nach der
Einwohnerzahl der Bundeslander zugerechnet. AnschlieRend werden die Anteile fiir die einzahlenden
Landesverbdnde entsprechend dem Proporz dieses Schlissels auf die restlichen Landesverbande
verteilt, so dass die einzahlenden Landesverbande nichts erhalten, aber alle verbliebenen Mittel an
die nicht einzahlenden Landesverbande restlos ausgezahlt werden.
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E. ETAT
§ 16 Haushaltsplan

(1) Der Schatzmeister stellt jedes Kalenderjahr vorab einen Haushaltsplan auf, der vom Vorstand
beschlossen wird. Ist es absehbar, dass der Haushaltsansatz nicht ausreicht, hat der Schatzmeister
unverziiglich einen Nachtragshaushalt einzubringen.

(2) Der Schatzmeister ist bis zu dessen Verabschiedung an die Grundséatze einer vorldufigen
Haushaltsfiihrung gebunden.

§ 17 Zuordnung

Eine Ausgabe, die beschlossen ist, muss durch einen entsprechenden Etattitel auch méglich sein.
Beschlisse, die mit finanziellen Auswirkungen verbunden sind und fir deren Deckung kein
entsprechender Etattitel vorgesehen ist, sind nur Gber die Umwidmung von anderen Etatposten
auszufihren.

§ 18 Uberschreitung

Wird der genehmigte Etat nicht eingehalten, dann muss der Haushalt des Folgejahres durch
Veranschlagung oder Gber eine Haushaltssperre um denselben Betrag bei den Ausgaben reduziert
werden.

§ 19 Weiterfiihrende Regelungen

Entsprechend dieser Regelung erlassen die Landesverbande und weitere Teilgliederungen die im
Sinne des Parteiengesetzes notwendigen ergdnzenden Regelungen.
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F. FINANZRAT

[entfallen]

G. WIRTSCHAFTLICHER GESCHAFTSBETRIEB
§ 24 Wirtschaftlicher Geschaftsbetrieb

Es ist den Gliederungen der Piratenpartei nicht gestattet, einen wirtschaftlichen Geschéaftsbetrieb zu
eroffnen oder zu unterhalten. Die Abwicklung von unternehmerischen Tatigkeiten ist von einem
Beauftragten zu besorgen, der vom Bundesvorstand bestellt wird.
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Abschnitt C: Schiedsgerichtsordnung
§ 1 Grundlagen

(1
(2)

Die Schiedsgerichtsordnung regelt das Verfahren vor den Schiedsgerichten.

Sie ist fir Schiedsgerichte jeder Ordnung bindend. Eine Erweiterung oder Abanderung durch andere
Gliederungen ist nur an den Stellen und in dem Rahmen zulassig, soweit dies diese Ordnung
ausdriicklich vorsieht.

§ 2 Schiedsgericht

(1

(2)
(3)

(4)

(5)
(6)

Auf der Bundes- und Landesebene werden Schiedsgerichte eingerichtet. Durch Satzung kénnen die
Landesverbande die Einrichtung von Schiedsgerichten auf einer untergeordneten Gliederungsebene
zulassen.

Die Schiedsgerichte sind unabhangig und an keinerlei Weisungen gebunden.

Die Richter fillen ihre Entscheidungen nach bestem Wissen und Gewissen auf Grundlage der
Satzungen und gesetzlichen Vorgaben.

Waéhrend eines Verfahrens haben Richter ihre Arbeit auRBerhalb des Richtergremiums nicht zu
kommentieren. Mit der Annahme ihres Amtes verpflichten sich die Richter, alle Vorgange, die ihnenin
dieser Eigenschaft bekannt werden, auch iber ihre Amtszeit hinaus vertraulich zu behandeln, soweit
diese Ordnung nicht etwas anderes vorsieht.

Wird von irgendeiner Seite versucht das Verfahren zu beeinflussen, so macht das Schiedsgericht dies
unverziiglich 6ffentlich bekannt.

Die Schiedsgerichte geben sich eine Geschaftsordnung. Diese enthélt insbesondere Regelungen

« zurinternen Geschéaftsverteilung und der Verwaltungsorganisation,

« (ber die Bestimmung von Berichterstattern, die Einberufung und den Ablauf von Sitzungen und
Verhandlungen,

« die Vergabe von Aktenzeichen, die Veréffentlichung von Urteilen, die Ankiindigung von
offentlichen Verhandlungen und weiteren Bekanntmachungen und

« die Dokumentation der Arbeit des Schiedsgerichtes, der Aufbewahrung von Akten und der
Akteneinsicht.
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§ 3 Richterwahl

(M
(2)
(3)
(4)
(5)

(6)

(7)
(8)
(©)

Die Mitgliederversammlung wahlt drei Piraten zu Richtern. Diese wdhlen aus ihren Reihen einen
Vorsitzenden Richter, der das Schiedsgericht leitet und die Geschafte Fiihrt.

In einer weiteren Wahl werden zwei Ersatzrichter bestimmt. Die Stimmenzahl entscheidet iber die
Rangfolge der Ersatzrichter. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Die Zahl der zu wahlenden Richter und Ersatzrichter kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung
oder durch Satzungsbestimmung erhoht, aber nicht verringert werden.

Fir das Bundesschiedsgericht werden abweichend von Absatz 1 mindestens finf Richter gewahlt.
Diese Zahl kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung erhéht werden.

Schiedsgerichtswahlen finden mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr statt. Durch
Satzungsbestimmung kann hiervon abgewichen werden. Nachwahlen fihren zu keiner
Amtszeitverldngerung. Das Schiedsgericht bleibt bis zur abgeschlossenen Wahl eines neuen
Schiedsgerichts im Amt.

Richter kdnnen nicht zugleich Mitglied eines Vorstandes der Partei oder eines Gebietsverbandes sein,
in einem Dienstverhaltnis zu der Partei oder einem Gebietsverband stehen oder von ihnen
regelmaRige Einkiinfte beziehen.

Mit dem Ende der Mitgliedschaft in der Piratenpartei endet auch das Richteramt.
Ein Richter kann durch Erkldrung an das Gericht sein Amt beenden.

Scheidet ein Richter aus dem Schiedsgericht aus, so riickt fiir ihn der nach der Rangfolge nadchste
Ersatzrichter dauerhaft nach.

(10) Steht beim Ausscheiden eines Richters kein Ersatzrichter mehr zur Verfiigung, so kann die unbesetzte

Richterposition durch Nachwahl besetzt werden. Ebenso kénnen Ersatzrichter nachgewahlt werden.
Die urspriingliche Zahl an Richtern und Ersatzrichtern darf dabei jedoch nicht Giberschritten werden.
Nachgewahlte Ersatzrichter schlie3en sich in der Rangfolge an noch vorhandene Ersatzrichter an.
Nachwahlen gelten nur fiir den Rest der Amtszeit.

(11) Ist das Bundesschiedsgericht mit mindestens 6 Richtern besetzt, so kann es durch Geschadftsordnung

ein Kammersystem einrichten. Es sind dabei 2 Spruchkammern mit je mindestens 3 Richtern zu bilden,
die sodann jeweils alleine die Funktion des Bundesschiedsgerichtes (ibernehmen. Die erste Kammer
wird von dem Vorsitzenden des Bundesschiedsgerichtes als Vorsitzenden geleitet. Die zweite Kammer
wahlt aus ihren Reihen einen Kammervorsitzenden. Beide Kammern zusammen bilden dann den Senat
des Bundesschiedsgerichtes, dem der Vorsitzende des Bundesschiedsgerichtes vorsteht. Die
Geschaftsordnung legt Regelungen zur Verteilung der Richter und Verfahren auf die Kammern fest, es
gilt die Fassung zum Anrufungszeitpunkt. Fiir Verfahren mit grundsatzlicher Bedeutung oder
besonders schwieriger Sachlage kann die zustandige Kammer das Verfahren an den Senat Gbertragen.
Der Beschluss dazu ist unanfechtbar. Die Geschaftsordnung kann auch vorsehen, dass in bestimmten
Fallen trotz Bestehens von Spruchkammern der Senat zustandig ist. Die Geschaftsordnung kann eine
von § 3 Abs. 2 abweichende, kammerspezifische Rangfolge fiir Ersatzrichter festlegen. Insbesondere
kann die Geschaftsordnung vorsehen dass Ersatzrichter in der Rangfolge vor den in der anderen
Kammer tatigen Richtern nachriicken. Fillt die Zahl der Richter im Bundesschiedsgericht auf unter 6,
entfallen die Spruchkammern und die verbliebenen Richter entscheiden gemeinschaftlich.

§ 4 Besetzung

(1

()
(3)

(4)

Nimmt ein Richter an Beratungen, Sitzungen oder Entscheidungen in einem Verfahren nicht teil und
haben die Gibrigen aktiven Richter den abwesenden Richter diesbeziiglich ermahnt und eine
angemessene Nachfrist von mindestens 13 Tagen zur Mitwirkung gesetzt, und kommt dieser Richter
seiner Mitwirkungspflicht nicht nach, so kann er vom konkreten Verfahren ausgeschlossen werden.

Ein befangener oder ausgeschlossener Richter wird durch den in der Rangfolge ndchsten Ersatzrichter
ersetzt. Die Verfahrensbeteiligten sind dariiber in Kenntnis zu setzen.

Nimmt ein Richter voriibergehend aufgrund von Krankheit oder Urlaub nicht am Verfahren teil, so
wird er fir diesen Zeitraum vom in der Rangfolge nachsten Ersatzrichter vertreten. Bei Vertretung
wahrend der letzten mindlichen Verhandlung wirkt statt des Richters der Vertreter am Urteil mit.

Das Gericht ist beschlussfahig, wenn es mit mindestens drei in diesem Verfahren zur Entscheidung
befugten Richtern besetzt ist. Fiir Entscheidungen Gber Befangenheitsgesuche oder Ausschluss ist
eine Notbesetzung von zwei Richtern fiir die Beschlussfdhigkeit ausreichend. Ist ein Gericht nicht
mehr beschlussfahig, so erklart es sich gegeniber den Beteiligten und dem nachsthéheren Gericht fir
handlungsunfahig.
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§ 5 Befangenheit

(M
(2)

(3)
(4)
(5)

Richter sind verpflichtet, Interessenkonflikte anzuzeigen. Halt sich ein Richter fiir befangen, so muss
er sich selbst ablehnen.

Die Verfahrensbeteiligten haben das Recht, Richter wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen.
Das Befangenheitsgesuch muss begrindet werden. Eine Partei kann einen Richter nicht mehr
ablehnen, wenn sie sich bei ihm, ohne den ihr bekannten Ablehnungsgrund geltend zu machen, in eine
Verhandlung eingelassen oder Antrage gestellt hat.

Der abgelehnte Richter muss zum Ablehnungsgrund dienstlich Stellung nehmen. Den Parteien wird
Gelegenheit gegeben, hierzu abschlieRend Stellung zu nehmen.

Stellt das Gericht Befangenheit fest, so beschliel3t es das Ausscheiden des Richters aus dem
Verfahren.

Uber Befangenheitsantrige und den Ausschluss eines Richters entscheidet das Schiedsgericht ohne
dessen Mitwirkung. Der nach der Rangfolge nachste Ersatzrichter nimmt an den Beratungen und der
Entscheidung teil. Entscheidungen iiber Befangenheitsantrdge sind nicht anfechtbar.

§ 6 Zustandigkeit

(1
(2)

(3)

(4)
(5)

Zustandig ist generell das Gericht der niedrigsten Ordnung.
Die ortliche Zustandigkeit richtet sich nach der Gebietsverbandszugehorigkeit des Antragsgegners
zum Zeitpunkt der Anrufung.

Ist der Antragsgegner ein Organ eines Landesverbandes, so ist das Landesschiedsgericht
erstinstanzlich zustandig. Ist der Antragsgegner ein Organ des Bundesverbandes, so ist das
Bundesschiedsgericht zustandig.

Flr Parteiausschlussverfahren und Einspriiche gegen OrdnungsmaRnahmen ist erstinstanzlich das
Landesschiedsgericht des Landesverbandes zustdndig, bei dem der Betroffene Mitglied ist.

Bei Handlungsunfahigkeit des zustdndigen Gerichts verweist das nachsthohere Gericht den Fall an ein
anderes, der Eingangsinstanz gleichrangiges, Schiedsgericht.

§ 7 Schlichtung

(M
(2)

(3)

Eine Anrufung des Schiedsgerichts erfordert einen vorhergehenden Schlichtungsversuch.

Der Schlichtungsversuch wird von den Parteien in eigener Verantwortung ohne Mitwirkung der
Gerichte durchgefiihrt. Haben die Gebietsverbande Schlichtungspiraten gewahlt, so ist einer dieser
Schlichtungspiraten anzurufen. Ansonsten sollen sich die Parteien auf eine Schlichtungsperson
einigen. Ein Schlichtungsversuch gilt spatestens nach erfolglosem Ablauf von drei Monaten nach
dessen Beginn als gescheitert.

Ein Schlichtungsversuch ist nicht erforderlich bei Parteiausschlussverfahren, bei Einspriichen gegen
Ordnungsmalnahmen, bei einer Berufung sowie in den Fallen, in denen das Schiedsgericht die
Eilbediirftigkeit des Verfahrens, die Aussichtslosigkeit oder das Scheitern der Schlichtung feststellt.
Entscheidungen des Schiedsgerichts hierzu sind unanfechtbar.
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§ 8 Anrufung

(M

(2)
(3)

(4)

(5)
(6)

(7)

Das Gericht wird nur auf Anrufung aktiv. Antragsberechtigt ist jeder Pirat und jedes Organ einer
Gliederung, sofern ein eigener Anspruch oder eine Verletzung in einem eigenen Recht geltend
gemacht oder Einspruch gegen eine sie betreffende Ordnungsmalinahme erhoben wird. Antrage auf
Parteiausschluss kdnnen nur von Gliederungsorganen gestellt werden.

Die Anrufung wird beim Schiedsgericht eingereicht. Der Eingang bei einer Geschéftsstelle der
jeweiligen Gliederung ist fristwahrend.

Eine fFormgerechte Anrufung muss in Textform erfolgen und

* Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten des Antragstellers,

« Name und Anschrift des Antragsgegners,

« klare, eindeutige Antrdge und

« eine Begriindung inklusive einer Schilderung der Umstande enthalten.

Die Anrufung muss binnen zwei Monaten seit Bekanntwerden der Rechtsverletzung erfolgen. Ein
Einspruch gegen eine Ordnungsmalinahme muss spatestens am 14. Tag nach Mitteilung des
Beschlusses erhoben werden. Ein Antrag auf Parteiausschluss soll in einem angemessenen Zeitraum
seit Bekanntwerden des entscheidenden Vorfalls gestellt werden. Wird ein Schlichtungsversuch
durchgefihrt, so wird der Ablauf der Frist fiir die Dauer des Schlichtungsversuchs gehemmt.

Nach eingegangener Anrufung entscheidet das Gericht Giber die Zustdndigkeit und korrekte
Einreichung der Anrufung.

Wird der Anrufung stattgegeben, so wird das Verfahren eréffnet. Andernfalls erhalt der Antragsteller
eine begriindete Ablehnung mit Rechtsmittelbelehrung. Gegen die Ablehnung ist die sofortige
Beschwerde mit einer Frist von 14 Tagen zum nachsthéheren Schiedsgericht méglich. Dieses
entscheidet ohne Verhandlung tiber die Zuldssigkeit der Anrufung. Wird der Beschwerde
stattgegeben, so wird das Verfahren am urspriinglichen Schiedsgericht eréffnet.

Schiedsgerichte sind keine Verfahrensbeteiligten.

§ 9 Eroffnung

(1

()

(3)

(4)

Das Gericht er6ffnet das Verfahren nach erfolgreicher Anrufung mit einem Schreiben an die
Verfahrensbeteiligten. Das Schreiben informiert (iber den Beginn des Verfahrens, (iber die Besetzung
des Gerichts und enthalt eine Kopie der Anrufung sowie die Aufforderung an den Antragsgegner,
binnen einer vom Gericht zu bestimmenden Frist zum Verfahren Stellung zu nehmen.

Jeder Pirat hat zu jedem Zeitpunkt das Recht, dem Gericht gegeniiber einen Vertreter seines
Vertrauens zu benennen, der ihn bis auf Widerruf vertritt. Im Er6ffnungschreiben sind die
Verfahrensbeteiligten darauf hinzuweisen.

Ist ein Vorstand Verfahrensbeteiligter, so bestimmt dieser einen Vertreter, der ihn bis auf Widerruf
vertritt. Ist eine Mitgliederversammlung Antragsgegner, so wird ihr Vertreter durch den Vorstand
bestimmt.

Wird das Schiedsgericht aufgrund einer Ordnungsmalinahme oder eines Parteiausschlussverfahrens
gegen einen Piraten angerufen, so enthalt das Schreiben zusatzlich die Nachfrage an den betroffenen
Piraten, ob dieser ein nichtéffentliches Verfahren wiinscht. Nichtéffentliche Verfahren sind von allen
Verfahrensbeteiligten und dem Gericht vertraulich zu behandeln.
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§ 10 Verfahren

(M

(2)

(3)

(4)

(5)

Das Gericht erforscht den Sachverhalt von Amts wegen; die Beteiligten sind dabei heranzuziehen. Es
ist an das Vorbringen und die Beweisantrage der Beteiligten nicht gebunden. Das Gericht sorgt dafdr,
dass die Beteiligten auf alle relevanten Informationen gleichwertigen Zugriff haben.

Zur Aufklarung des Sachverhaltes kann das Gericht jede Person einladen und befragen. Alle Organe
der Piratenpartei sind verpflichtet, einer Einladung des Gerichtes zu folgen und dem Gericht
Akteneinsicht zu gewahren.

Das Gericht bestimmt fiir das Verfahren einen beteiligten Richter als Berichterstatter. Die Parteien
werden Uber den Fortgang des Verfahrens durch den Berichterstatter informiert und haben das Recht
dazu Stellung zu nehmen. Der Berichterstatter kann auch durch Geschaftsverteilungsplan bestimmt
werden.

Das Gericht entscheidet grundsatzlich im schriftlichen Verfahren. Das Gericht kann eine mindliche
oder fernmiindliche Verhandlung durchfihren. Es hat eingehende Antrage der Beteiligten
angemessen zu bericksichtigen. Entscheidungen des Gerichts hierzu sind nicht anfechtbar.

Das Gericht bestimmt Ort und Zeit der Verhandlung. Die Ladungsfrist betrdgt 13 Tage. In dringenden
Fallen sowie im Einvernehmen mit den Verfahrensbeteiligten kann diese Frist bis auf drei Tage
abgekiirzt werden. Das Gericht kann auch ohne Anwesenheit der Beteiligten verhandeln und
entscheiden; die Beteiligten sind darauf in der Ladung hinzuweisen.

(5a) Bei einer miindlichen oder fernmiindlichen Verhandlung obliegt die Sitzungsleitung einem vom

(6)

(7

(8)

(9)

Gericht bestimmten Richter. Den Parteien ist angemessene Redezeit zu gewahren. Bei einer
Verhandlung iber eine Ordnungsmalinahme oder einen Parteiausschluss hat der betroffene Pirat das
letzte Wort.

Tritt zwischen der letzten miindlichen Verhandlung und dem Urteilsspruch dem Schiedsgericht ein
Richter hinzu, derin der miindlichen Verhandlung nicht anwesend war, oder wird das Schiedsgericht
durch Wahlen ausgewechselt, so ist den Verfahrensbeteiligten erneut Gehor zu gewahren.

Verhandlungen sind grundsatzlich 6ffentlich. Das Schiedsgericht kann die Offentlichkeit ausschlieRen,
wenn dies im Interesse der Partei oder eines Verfahrensbeteiligten geboten ist. Bei einer Verhandlung
iiber eine OrdnungsmaRnahme oder einen Parteiausschluss eines Piraten ist die Offentlichkeit auf
Antrag des Betroffenen, oder falls dieser nicht zur Verhandlung anwesend ist von Amts wegen,
auszuschlieBen. Bei Verhandlungen zu nichtéffentlichen Verfahren ist die Offentlichkeit immer
ausgeschlossen.

Das Gericht kann das Ruhen des Verfahrens anordnen, wenn eine wesentliche Frage des Verfahrens
Gegenstand eines staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens ist, oder vor einem staatlichen
Gericht oder einer staatlichen Schiedsstelle anhéngig ist oder dies von einer der Parteien beantragt
wird.

Nach Ablauf von drei Monaten nach Verfahrenser6ffnung kénnen die Verfahrensbeteiligten
Beschwerde beim Berufungsgericht wegen Verfahrensverzogerung einlegen. Die Beschwerde kann
auch erhoben werden, wenn nicht innerhalb eines Monats nach Anrufung iber die
Verfahrenseroffnung entschieden wurde. Das Berufungsgericht kann das Verfahren an ein anderes
Schiedsgericht verweisen.
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§ 11 Einstwillige Anordnung

(1

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)
(7)

Auf Antrag kann das in der Hauptsache zustandige Gericht einstweilige Anordnungen in Bezug auf
den Verfahrensgegenstand treffen. EilmaRnahmen nach § 10 Abs. 5 Satz 4 PartG kénnen durch
einstweilige Anordnung auRer Kraft gesetzt werden.

Einstweilige Anordnungen sind zuldssig, wenn die Gefahr besteht dass die Verwirklichung eines
Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden kénnte, oder sie zur vorldufigen
Regelung in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhaltnis um wesentliche Nachteile abzuwenden nétig
erscheint. Eilbediirfnis und Sicherungsinteresse sind zu begriinden und glaubhaft zu machen.

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist dem Antragsgegner unverziiglich anzuzeigen,
sofern hierdurch nicht der Zweck des Antrags vereitelt wird. Einstweilige Anordnungen oder deren
Ablehnung sind den Verfahrensbeteiligten unverziiglich bekanntzugeben und mit einer Begriindung
und einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Die Begriindung kann das Gericht innerhalb einer
Woche nachreichen.

Gegen die einstweilige Anordnung kann innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe und Erhalt der
Begriindung beim erlassenden Schiedsgericht Widerspruch eingelegt werden. Ein Widerspruch hat
keine aufschiebende Wirkung.

Das Schiedsgericht entscheidet iber den Widerspruch binnen 14 Tagen oder, falls eine Verhandlung
durchgefihrt wurde, unverziglich im AnschluR an diese. Gegen die Entscheidung kann Berufung
eingelegt werden.

Wird der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung abgelehnt, ist hiergegen die sofortige
Beschwerde mit einer Frist von 14 Tagen zum nachsthéheren Schiedsgericht zuldssig.

Auf Entscheidungen zu einstweiligen Anordnungen finden die § 12 Abs. 7-9 analoge Anwendung.

§ 12 Urteil

(M
()
(3)
(4)
(5)
(6)
(7)

(8)

(9)

Das Urteil soll drei Monate nach Verfahrenseroffnung vorliegen. Die Richter haben auf ein zligiges
Verfahren hinzuwirken.

[entfallen]

Das Urteil enthélt einen Tenor, eine Sachverhaltsdarstellung und eine Begriindung mit Wiirdigung der
Sach- und Rechtslage. Es wird mit einfacher Mehrheit gefallt und begriindet. Enthaltungen sind nicht
zuldssig. Das Abstimmverhalten der Richter wird nicht mitgeteilt.

Richter haben das Recht, in der Urteilsbegriindung eine abweichende Meinung zu duRern. Ndheres
regelt die Geschaftsordnung des Gerichtes.

Ist gegen das Urteil Berufung maglich, so ist diesem eine Rechtsbehelfsbelehrung beizufiigen.
Die Verfahrensbeteiligten erhalten eine Ausfertigung des Urteils in Textform.

Das Schiedsgericht bewahrt eine schriftliche, von allen beteiligten Richtern unterschriebene
Ausfertigung des Urteils auf.

Ist das Verfahren 6ffentlich, so wird das Urteil veréffentlicht. Personennamen sind dabei zu
pseudonymisieren. Gliederungsnamen und die Namen der beteiligten Richter in ihrer Funktion sind
hiervon ausgenommen. Ist das Verfahren nichtoffentlich, so wird nur der Tenor veroffentlicht.

Eine Abschrift der zu veréffentlichenden Urteilsfassung ist dem Bundesschiedsgericht zur
gesammelten Veroffentlichung von Schiedsgerichtsentscheidungen zu iibersenden. Ndheres regelt
die Geschaftsordnung des Bundesschiedsgerichts.
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§ 13 Berufung

(1) Gegen erstinstanzliche Urteile steht jedem Verfahrensbeteiligten die Berufung zu. Gegen
Entscheidungen des Bundesschiedsgerichts findet keine Berufung statt.

(2) Die Berufung ist binnen 14 Tagen beim Schiedsgericht der ndchsthéheren Ordnung einzureichen und
zu begriinden. Der Berufungsschrift ist die angefochtene Entscheidung samt erstinstanzlichem
Aktenzeichen beizufiigen. MaRgeblich fiir den Lauf der Berufungsfrist ist die Zustellung des Urteils
inklusive Rechtsmittelbelehrung. Eine Berufung muss jedoch spatestens nach 3 Monaten nach
Urteilsverkiindung eingelegt sein.

(3) Das erstinstanzliche Schiedsgericht stellt dem Gericht der Berufungsinstanz fiir die Dauer des
Berufungsverfahrens die Akten zur Verfiigung.

(4) Die Riicknahme der Berufung ist in jeder Lage des Verfahrens ohne Zustimmung des
Berufungsgegners zulassig.

(5) Das Berufungsgericht entscheidet Giber Klageantrdage entweder selbst oder verweist das Verfahren an
das Ausgangsgericht unter Beachtung der Rechtsauffassung des Berufungsgerichts zur erneuten
Verhandlung zurick.

(6) Ist gegen einen Beschluss eine sofortige Beschwerde vorgesehen, so ist diese beim ndachsthéheren
Schiedsgericht einzulegen und mit einer Begriindung zu versehen. Die Vorschriften zur Berufung
entsprechende Anwendung. Die sofortige Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 14 Dokumentation

(1) Das Gericht dokumentiert das Verfahren.

(2) Die Verfahrensakte umfasst Verlaufsprotokolle von Anhérungen und Verhandlungen, alle fiir das
Verfahren relevanten Schriftstiicke und das Urteil.

(3) Das Gericht kann eine Tonaufzeichnung von einer Verhandlung erstellen. Diese wird geldscht, wenn
die Verfahrensbeteiligten innerhalb eines Monats nach Erhalt des Protokolls keine Einwande erhoben
haben.

(4) Die Verfahrensbeteiligten kénnen Einsicht in die Verfahrensakte nehmen.

(5) Nach Abschluss des Verfahrens ist die Verfahrensakte fiinf Jahre aufzubewahren. Urteile sind
unbefristet aufzubewahren.§ 15 Rechenschaftspflicht

(1) Wahrend seiner Amtszeit soll das Gericht in regelmaRigen Abstdnden insbesondere Giber die Zahl der
anhdngigen und abgeschlossenen Fille berichten.

(2) Das Gericht kann bei laufenden Verfahren, bei denen es ein erhebliches parteioéffentliches Interesse
feststellt, nach eigenem Ermessen 6ffentliche Stellungnahmen abgeben. Stellungnahmen zu nicht
offentlichen Verfahren sind unzulassig.

(3) Das Gericht legt dem Parteitag einen Arbeitsbericht vor, der die Fille der Amtsperiode inklusive Urteil
kurz darstellt.

§ 16 Kosten und Auslagen

(1) Das Schiedsgerichtsverfahren ist kostenfrei. Jeder Verfahrensbeteiligter tragt seine eigenen Auslagen
fir die Fihrung des Verfahrens.

(2) Richter erhalten fiir ihre Tatigkeit keine Entschadigung. Die notwendigen Auslagen, insbesondere
Reisekosten, tragt der jeweilige Gebietsverband.

§17 Inkrafttreten und Ubergangsbestimmungen

(1) Anderungen der Schiedsgerichtsordnung treten mit Beschluss in Kraft.
(2) Die Amtszeit der Richter wird durch die zum Zeitpunkt der Wahl giiltigen Regelungen bestimmt.

(3) Firlaufende Verfahren ist die Schiedsgerichtsordnung in der zum Zeitpunkt der Verfahrenseréffnung
gliltigen Fassung maRgebend. § 12 Absatze 6 bis 9 werden auch auf bereits er6ffnete Verfahren
angewendet. § 14 Absatz 5 wird auch auf bereits abgeschlossene Verfahren angewendet.

25



	Abschnitt A: Grundlagen
	§ 1 Name, Sitz und Tätigkeitsgebiet
	§ 2 Mitgliedschaft
	§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
	§ 4 Rechte und Pflichten der Piraten
	§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 6 Ordnungsmaßnahmen
	§ 7 Gliederung
	§ 8 Bundespartei und Landesverbände
	§ 9 Organe der Bundespartei
	§ 9a Der Bundesvorstand
	§ 9b Der Bundesparteitag

	§ 10 Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen
	§ 11 Zulassung von Gästen
	§ 12 Satzungs- und Programmänderung
	§ 13 Auflösung und Verschmelzung
	§ 14 Verbindlichkeit dieser Bundessatzung
	§ 15 Parteiämter
	§ 16 Basisentscheid und Basisbefragung

	Abschnitt B: Finanzordnung
	§ 1 Zuständigkeit
	A. RECHENSCHAFTSBERICHT
	§ 2 Rechenschaftsbericht Bundesverband
	§ 3 Rechenschaftsbericht Landesverband
	§ 4 Durchgriffsrecht

	B. MITGLIEDSBEITRAG
	§ 5 Höhe Mitgliedsbeitrag
	§ 6 Aufteilung Mitgliedsbeitrag
	§ 7 Verzug
	§ 8 Beitragsabführung
	§ 9 Weiterführende Regelungen

	C. SPENDEN
	§ 10 Vereinnahmung
	§ 11 Veröffentlichung
	§ 12 Strafvorschrift
	§ 13 Spendenbescheinigung
	§ 14 Aufteilung

	D. STAATLICHE TEILFINANZIERUNG
	§ 15 staatliche Teilfinanzierung

	E. ETAT
	§ 16 Haushaltsplan
	§ 17 Zuordnung
	§ 18 Überschreitung
	§ 19 Weiterführende Regelungen

	F. FINANZRAT
	G. WIRTSCHAFTLICHER GESCHÄFTSBETRIEB
	§ 24 Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb


	Abschnitt C: Schiedsgerichtsordnung
	§ 1 Grundlagen
	§ 2 Schiedsgericht
	§ 3 Richterwahl
	§ 4 Besetzung
	§ 5 Befangenheit
	§ 6 Zuständigkeit
	§ 7 Schlichtung
	§ 8 Anrufung
	§ 9 Eröffnung
	§ 10 Verfahren
	§ 11 Einstwillige Anordnung
	§ 12 Urteil
	§ 13 Berufung
	§ 14 Dokumentation
	§ 16 Kosten und Auslagen
	§ 17 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen


